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angen iſt. Wenn vor zwei Jahren, irre ich nicht, von Herrn 
Jeulſcher Reichstag. Dafenceur, behauptet ward, daß auf einer Werft Arbeiter über 
12. Sitzung. = ee . e je ſo a der Herr N 
9 5 ies auf Grund von Informationen, die er inzwiſchen eingezogen, für 
Er, en le = Bundesrathes: von Böt⸗ unrichtig. Im Gegentheil wurden damals auf jener Werft rbeiter 
| a ; 5 dr, über 40 Jahre angenommen. Nachdem die Kommiſſionen den Miniſter 
de gebeten, feinen Unterorganen zur Annahme von Arbeitern über 40 Jahr 
delt fi die weitgehendſten Ermächtigungen zu geben, bat fie geglaubt von der 
ie Stellung eines Antrags Abſtand nehmen zu ſollen und die weitere 
ch ihr Entwickelung der Zukunft zu überlaſſen. 
Abg. Dr. Hir ſch: Bei aller Anerkennung für das Wohlwollen 
dit des Herrn Miniſters und der andern Verwaltungsorgane halte ich dieſe 
wichtige Angelegenheit keineswegs für erledigt, da es ſich nicht um ein⸗ 
zelne Fälle, ſondern um das ganze Syſtem handelt. Wenn den Werk⸗ 
führern und Arbeitern wirkliche Sicherheit gewährt werden ſoll, was 
doch allgemein und insbeſondere von der Reichsregierung als eine 
ertret Hauptaufgabe anerkannt iſt, ſo müſſen die Kranken⸗ und Invaliden⸗ 
ie it | kaſſen nicht auf diskretionärem Ermeſſen, ſondern auf dem klaren Ver⸗ 
i hällniß von Rechten und Pflichten beruhen. Dies iſt bei den Werft⸗ 
kaſſen durchaus nicht der Fall. Nach dem Wortlaut des Etats und in 
Wirklicrkeit werden die Beiträge von den Löhnen abgezogen, nach den 
Statuten dagegen gelten die Beiträge als Zuſchuß der Werft und werden 
die Unterſtützungen nicht als Anſpruch, ſondern als Gnadenbewilligung 
behandelt. Dem entſprechend haben auch die Arbeiter keine wirkliche 
Mitwirkung oder gar Selbſtverwaltung bei den Kaſſen; die gewählten 


ten Vertreter ſind nur Gutachter, die Entſcheidung ruht ganz bureaukra⸗ 

ke i Ku Mein Bene era an = Waben der 0 enger 
ale dri „iſt viel zu niedrig; fait alle Knappſchafts⸗, Fabrik- und freien Kaſſen 
a 3 dritte Rate ſtatt 800,000 Mark nur 500,000 Mark zu be Nehren weit höhere Unterſtützungen. Es liegen, abgeſehen von den 

5 aſſen, noch andere Beſchwerden vor. So ſollen auf der kieler Werft 


wedtteferent Abg. Rickert bemerkt, daß in der Kommiſſion die Ma⸗ 
erwaltung gefragt worden ſei, ob die augenblicklich auf den Werf⸗ 


im Oktober die Löhne plötzlich ſehr bedeutend, um 60 Pf. pro Tag 
F Arbeiter beſchäftigt bleiben. Die Marineverwaltung 


und darüber heruntergeſetzt ſein, was um fo weniger gerechtfertigt er⸗ 
ſcheint, als die Preiſe der Lebensbedürfniſſe hoch find und bleiben; 
die Reichsbehörde zeigt hierin keine Rückſicht auf das Wohl der Arbei⸗ 
ter, während fie darin der Privatinduſtrie als Muſter dienen ſollte. 
Und endlich wird geklagt, daß dieſelbe Bebörde nicht das Mindeſte zur 
Entlaſtung der Kommunen thut, welche, wie Gaaıden und Ellerbeck, 
gerade durch die Anhäufung der Werftarbeiter Zuſchläge von 400 pCt. 
erheben müſſen, daß ſeitens der kaiſerlichen Werft in keiner Weiſe für 
die erforderlichen Wege, Kirchen, Schulen, Kranken⸗ und Armenhäuſer 
geſorgt werde. Das iſt keine geſunde Sozialpolitik, wie ſie gerade jetzt 
ſo dringend ſeitens der Reichsbehörden Noth thäte, und darum wünſche 
ich dringend, daß ſowohl in den Kaſſen⸗, wie in den anderen Arbeiter⸗ 
verhältniſſen eine gründliche Reform angebahnt werde. 

Chef der Admiralität v. Stoch: Die vorhandene Unterſtützungs⸗ 
kaſſe, die ſchon einige Jahre exiſtirt, darf nicht t 
idealen Forderungen, die in Bezug auf die Unterſtügung aller arbeit⸗ 
bedürftigen oder die Altersverſorgung verdienenden Leute gehegt wer⸗ 
den. Die kaiſerlichen Werften werden in dieſer Beziehung natürlich 
den neuen geſetzlichen Normen folgen; ſo lange aber ſolche nicht be⸗ 
ſtehen, müſſen wir uns innerhalb der vorhandenen Bedürfniſſe halten. 
Der Lohn kann hier nicht, wie etwa die Gehälter, firirt werden, denn 
er wechſelt je nach den Marktverhältniſſen der Arbeiter. Die Privat⸗ 
werften beſtimmen die Höhe des Lohnes, wir haben etwas höhere Löhne 
und außerdem etwas Zuſchlag, weil wir ältere Arbeiter haben. An 
Unterſtützung ſoll nur ſo viel gegeben werden, als unbedingt erforder⸗ 
lich iſt. Es iſt daher unmöglich den Arbeitern die Verwaltung der 
Kaſſe zu überantworten, da wir dann nicht auskommen würden. Die 
Werft iſt eine von den Kommunallaſten ausgeſchloſſene Staats⸗ 
anſtalt und hat auch nicht die Mittel, um in dieſer Beziehung 
etwas zu thun. Es iſt in der Kommiſſion aufgefallen, daß bei 
Wilhelmshaven ein Schulhaus gebaut wird auf Kommunalforderung. 
Wir ſind genöthigt, hierfür Kommunallaſten in den Etat aufzunehmen 
— da wir aber im Allgemeinen nicht zu den Kommunallaſten ver⸗ 
pflichtet ſind, können wir ſie auch nicht allgemein in den Etat auf⸗ 
nehmen. Nur bei der Gemeinde in Wilhelmshaven ſind wir genöthigt 
zum Schulbau beizutragen, weil die ganıe Kommune eigentlich durch 
die Werft entſtanden iſt. In Kiel ſind die Forderungen in dieſer 
Beziehung in neuerer Zeit auch viel ſtärker geworden, weil die Pripat⸗ 
werften auch in großer Zahl ſich Arbeiter zuziehen und mit der kaiſer⸗ 
lichen Werft auf derſelben Seite von Kiel liegen und weil die Kom⸗ 
mune zunächſt von der kaiſerlichen Werft Unterſtützung zu bekommen 
hofft. Das können wir dem Geſetz gegenüber nicht. Ich gebe zu, daß 
für die Kommune, nachdem ſie auf einmal von 300 bis 400 Menſchen 
auf 4000 gewachſen iſt, ein Nothſtand eintritt. Dieſe gut beſchäftigten 
Arbeiter bilden ein gewiſſes Element der Wohlhabenheit der Kommune, 
ſo daß dieſe ſich mit der Zeit vortheilhaft entwickelt. 

Abg. Hirſch: Der Herr Miniſter hat, fo viel ich verſtanden, 
die Thatſache der bedeutenden Lohnreduktion im Oktober nicht in 
Abrede geſtellt. Auch ich bin nicht der Anſicht, daß die Reichsbehörde 
außer Zuſammenhang mit dem privaten Arbeitsmarkt die Löhne 
willkürlich feſtſtellen ſoll. Allein bei der Beſchäftigung von über 
8000 Arbeitern, welche an den drei Werftorten die überwiegende Mehr⸗ 
zahl in ihren Berufen bilden, iſt das Reich der größte, alſo ausſchlag⸗ 

ebende Arbeitgeber und ſollte jedenfalls auf eine angemeſſene Regu⸗ 
rung der Löhne, auf Milderung der extremen Schwankungen bins 
wirken. Bezüglich der Unterſtützungskaſſen handelt es ſich nicht um 
„ideale“ Zwecke, ſondern um ſehr praktiſche Aufgaben; ſehr viele 
andere Etabliſſements, ſowohl private als ftaatliche, haben ſeit Jahren 
bei weſentlich höheren Unterſtützungen die Nechtsanſprüche und die 
volle l der Arbeitgeber eingeführt und . hierdurch eine 
ſparſame Verwa e Die kaiſerlichen Werften haben unbe⸗ 
dingt die Aufgabe, die Zukunft ihrer Arbeiter ſicher zu ſtellen und 
deshalb ſpreche ich nochmals den dringenden Wunſch aus, daß bereits 
für den nächſten Etat eine Abstellung dieſer Uebelſtände angebahnt werde. 

Chef der Admiralität v. Stoſch: Ich halte es für meine Pflicht, 
als an der Spitze einer Staatsverwaltung ſtehend, für die Fixirung 
der Löhne keine leitende, ſondern eine den Privatverhältniſſen folgende 
Stellung einzunehmen. Ich halte es für falih, wenn der Staat mit 
ſeinen großen Mitteln in die Fixirung der Löhne, welche die Privat⸗ 
verhältniſſe ganz anders beſtimmen, eingreifen will und werde danach 
immer handeln. Was die Theilnahme der Arbeiter an der Beſtimmung 
der Unterſtützung betrifft ſo glaube ich, daß die Organe, die auf den 
Werften vorhanden ſind, zu den Sachen vollſtändig gehört werden und daß 
die Stimmen durchaus die Berückſichtigung erhalten, die fie fordern 


önnen. : ; 
Damit ift der Marine⸗Etat erledigt. 


arauf geantwortet, daß ſchon ſeit mehreren Jahren auf den 
en der normale Betrieb eingetreten ſei, ſo daß, falls der Etat 
ka bewilligt werde, Arbeiterentlaſſungen nicht eintreten werden. Da⸗ 
N ft bezüglich der oben angeführten Poſition von Seiten der 
everwaltung erklärt worden, daß ſich der Anfang des Baues der 
korvette etwas verzögert habe; in Folge deſſen feien noch nicht 
ſtände aufgebraucht, und die Marineverwaltung gedenke mit der 
me von 500,000 M. auszukommen. N 
uch dieſe Poſition wird dem Vorſchlage der Budgetkommiſſion 
B bewilligt. 
Zum Bau eines Panzerfahrzeuges als Erſatz für das Panzer⸗ 
g. „Prinz Adalbert“ wird ebenſo wie im vorigen Jahre eine erſte 
von 400, Mk. gefordert. Die Kommiſſton beantragt wie im 
az dieſe Poſition zu ſtreichen. Der Referent bemerkt dazu, daß 
deer hef der Admiralität in der Kominiffion erklärt habe, er werde mit 
ier Forderung, die er im Intereſſe der Wehrhaftigkeit der Marine 
abſolut nothwendig halte, in jedem Jahre wiederkommen. 
Das Haus tritt dem Antrage auf Streichung bei. 5 
999 chluß des Kapitels: Werftbetrieb befindet ſich die 
Nibertkung, daß ein Betrag bis zu 2 Prozent der ausgezahlten 
anten ne in eine Unterſtützungskaſſe fließen, aus welcher die 
dale und invalide gewordenen Werftarbeiter Unterſtützungen er⸗ 


00 Weſerent Abg. Rickert: Der Herr Miniſter hat auf die Frage, 
Fabrik⸗Inſpektoren auf den kaiſerlichen Werften Zutritt hätten, 

Yen ICh über deren Einrichtungen zu informiren, die Erklärung abge⸗ 
dete daß ihrem Zutritt nichts entgegenſtehe und daß auch thatſächlich 
derartige Beſuche ſtattgefunden hätten. Auch die Frage der 

ünden⸗ u validenkaſſen der Werften wurde in der Kommiſſion 
dich geprüft, da in einer Zeit, in welcher ſich die Reichsregierung mit 

die benden Plänen in Bezug auf die Altersverſorgung aller Arbeiter trägt, 
chtungen für die Arbeiter in den Werkſtätten des Reichs be⸗ 

de Beachtung in Anſpruch nehmen müſſen. In der Kommiſſion 
die Meinung auf, daß das Reich zunächſt verpflichtet wäre, in 

een Werkſtätten die Einrichtungen zu freffen, welche jetzt für alle 
iner getroffen werden ſollen, die auch nicht in Reichs⸗ oder Stagts⸗ 
AR kalten beſchäftigt find. Schon vor zwei Jahren gab der Herr Mir 
liter, der emen Abſchrift der Statuten, betreffend die Kranken⸗ 
dungs und Invalidenkaſſen auf den kaiſerlichen Werften. Er 
alsdann einzelnen Wünſchen bezüglich der Kaſſen bereitwilligſt 

ix Theilen und Aenderungen getroffen, die auch in den inter⸗ 
ung u. Theilen Genugthuung erweckt haben. Doch find nach der Mei⸗ 
oi eines Theiles der Kommiſſion in einzelnen Beſtimmungen noch 
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N en vorhanden. Der 5 16, welcher von der Invalidenunter⸗ 
Nene anbelt, beſtimmt, daß laufende Invaliden⸗Unterſtützungen in 
benz gel nur ſolchen Arbeitern gewährt werden dürfen, welche das 60. 
ö erreicht und mindeſtens 20 Jahre ununterbrochen oder nur 
unverſchuldeten Unterbrechungen auf den kaiſer⸗ 

n oder einem kaiſerlichen Depot gearbeitet haben, 
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eder fand dieſe Beſtimmung zu hart und forderte 
1 e Bejetinung In der weiteren Diskuſſion theilte der Herr 
in ut, daß jene Beſtimmung nur den Zweck habe, die Grund⸗ 
ö Vordergrund zu ſtellen von der die Verwaltung bei 


der Abfaßung der Beſtimmungen über die Unterftügungen ausge | 


1881. 


Es folgt der Etat des Poſt⸗ und Telegraphenweſens⸗ 
Abg. Stöger: Ich benutze dieſe Gelegenheit, um die pr 
der Sonntagsruhe in der Poſtverwaltung einer Beſprechung zu unter 
ziehen. Der Herr Staatsſekretär hat ſich freilich einmal beſchwert, daß 
man dieſe große prinzipielle Frage gerade beim Poſtetat immer disku⸗ 
tire. Im Grunde iſt das jedoch nicht verwunderlich. Hier iſt in der 
That der Punkt, an dem die Stellung des Staates zur Sonntags⸗ 
frage zum klaren Ausdruck kommt, und in unſerer ſozialpolitiſch jo 
bewegten Zeit hat dieſe Frage die allergrößte Bedeutung. Vor we⸗ 
nigen Monaten erſt iſt man in dieſem Hauſe über eine Petition in 
dieſer Angelegenheit zur Tagesordnung übergegangen; aber die große 
Frage der Sonntagsruhe ſtellt ſich immer wieder von ſelber auf die 
Tagesordnung. Die ag gehört zu den ſittlichen Fun⸗ 
damenten des chriftiichen Volkslebens, von denen die kaiſerliche 
Botſchaft geredet hat; ſie gehört auch zu den Bedingungen eines 
gefunden perſönlichen, ſozialen und Familienlebens. Es iſt darum 
in der letzten Zeit von manchen Seiten gerade in dieſer Nichtung 
eine Reaktion eingetreten, die auch die andere Seite dieſes 
Hauſes gewiß für berechtigt halten wird. Ein großer inter⸗ 
nationaler Verein in Genf, der Stadt des rothen Kreuzes, hat ſehr 
energiiche Beſtrebungen entwickelt, um die Sonntagsruhe und die 
Sonntagsfeier in weite Kreiſe zurückzuführen und hat in hervorragen⸗ 
dem Maße ſeine Aufmerkſamkeit den großen Verkehrsanſtalten zuge⸗ 
wendet. Mir perſönlich liegt es fern, Unzufriedenheit zu ſäen oder zu 
vermehren (Hört! links), ich will nichts Anderes als eintreten für 
dieſe große, gute, gerechte Sache, und ich glaube, daß ich mich an 
keinen anderen mit mehr Zuverſicht wenden kann, als an den Herrn 
Staatsſekretär Dr. Stephan ſelbſt. Zu ihm habe ich das Zutrauen, 
daß, wenn er ſich davon überzeugen würde, daß die Bitte um Ver⸗ 
beſſerung der Sonntagsruhe durch weite Kreiſe des Volks geht, er 
Mittel finden wird, mit ſeiner Energie die Sache durchzuführen. Drei 
Punkte müſſen unſere Aufmerkſamkeit vorzugsweiſe in Anſpruch neh⸗ 
men. Zunächſt die That ache, daß viele Beamte der Poſt⸗ und Tele⸗ 
g. aphenverwaltung, wie Briefträger und Poſtillone, von Rechts wegen 
keinen freien Sonntag in irgend einem regelmäßigen Wechſel haben, 
und daß es ihnen in den ſeltenſten Fällen möglich iſt, bei ihrem 
Dienſte den Gotte dienſt oder das heilige Abendmahl zu beſuchen. 
Wenn uns am 2. März cr. gejagt ift, daß z. B. bei den Austragun⸗ 
gen in Berlin um 71 und 81 Uhr es den Briefträgern möglich jet, 
ſich noch zur Kirchenzeit fertig zu machen, ſo glaube ich das auf 
Grund ſehr zuverläſſiger Daten beſtreiten zu müſſen. Es iſt in der 
neueren Zeit mit Recht das Verlangen laut geworden, den Beamten 
der Verkehrsanſtalten irgendwie in einem gewiſſen Wechſel einen 
abſolut freien Sonntag zu gewähren. Noch bedenklicher iſt der 
zweite Punkt: das Beſorgen der Packete am Sonntag. Die Wagen, 
welche die Packete enthalten, rollen auch während des Gottesdienſtes 
— nich nicht verkenne, daß auch dieſen 
Beamten zum Beſuche des Gotkesdienſtes die nöthige Zeit gelaſſen 
wird, ſo wirkt doch dieſer öffentliche Verkehr ungemein beängſtigend 
auf das Volksgemüth und das Volksgewiſſen. Das iſt nicht blos 
meine perſönliche Anſchauung, ſondern die weiter Kreiſe; fie iſt in den 
Verhandlungen der Generalſynode, ſowie der Kreis⸗ und Provinzial⸗ 
Synoden wiederholt und lebhaft zum Ausdruck gekommen. Der dritte 
Punkt betrifft eine erſt kürzlich eingerichtete Maßregel, die die größte 
Beunruhigung hervorgerufen hat: die Einführung der Briefbeſtellung 
auf dem Lande am Sonntag. Damit iſt auf einem Gebiete, das bis⸗ 
her mit der Sonntagsruhe geſegnet war, mit einem Male die Sonn⸗ 
tagsunruhe eingeführt. Der Umſtand, daß dieſe Einrichtung nur ver⸗ 
ſuchsweiſe getroffen worden, läßt mich hoffen, daß ſie auf erfolgende 
Reklamationen wieder fallen gelaſſen wird. Wenn ich bedenke, daß die 
ländliche Bepölkerung 70 Prozent aller Einwohner beträgt, ſo wird 
eine ſolche Aenderung zweifellos große Beunruhigung hervorrufen. 
Gerade dieſer Punkt iſt in den Provinzial⸗Synoden vie ſach zur Sprache 
gekommen. Man iſt bei Einführung jener Maßregel wohl nicht überall 
mit Vorſicht zu Werke gegangen. Wo liegt das Bedürfniß für die⸗ 
ſelbe? Bei den ſchlichten Leuten gewiß nicht. Vornehmlich bei den 
induſtriellen Etabliſſements und den Landpfarrern. Die Erſteren kön⸗ 
nen indeſſen leicht ihre Poſtſachen durch einen Boten von der nächſten 
Poſtanſtalt abholen laſſen, und was meinen Stand betrifft, ſo kann 
ich wohl Namens deſſelben erklären, daß wir unter dieſen Umſtänden 
gern auf den Verkehr am Sonntag verzichten. Dem Einwande möchte 
ich noch begegnen, daß man ſagt: Wenn dieſe Leute wirklich die 
Sonntagbrube bekommen, wer bürgt dafür, daß fie dieſelbe richtig an⸗ 
wenden? M. H., thun wir, was nöthig iſt, und überlaſſen wir es dann 
anderen Kreiſen, für die richtige Anwendung zu ſorgen. Der Präſident des 
von mir erwähnten internationalen Vereins erzählte, wie er, nachdem in der 
Schweiz die Einrichtung einer regelmäßigen Sonntagsruhe geſchaffen 
worden, einmal an einem Sonntage zu ſeinem Erſtaunen einen Mann 
in der Kirche getroffen habe, den er bisher für einen Feind des Gottes⸗ 
dienſtes gehalten. Auf ſeine Frage habe ihm der Mann erwidert, er 
ſei keineswegs gottlos, er trage je ein Herz in der Bruſt. Das Un⸗ 
ſterbliche im Menſchen, ſeine Seele anzuregen, ſie den Umſturzgedanken 
zu entfremden, — dieſe Aufgabe muß an allen Ecken angefaßt werden. 
Ich will der Poſtverwaltung keineswegs irgend welches Uebelwollen 
uſchreiben. Wir haben hier einen großen Konflikt zwiſchen den immer 
höher anſchwellenden Forderungen des Verkehrs und dem kirchlichen 
Bewußtſein. Wenn indeſſen das Publikum ſelber ſich bemühen wird, 
zu ſeinem Theil an der Löſung dieſes Konfliktes mitzuarbeiten, dann 
wird auch ein wohlthätiger Rückſchiag auf die Poſtverwaltung nicht 
ausbleiben. Die Hauptaufgabe liegt indeſſen doch der Behörde ob 
Ueber die großen Leiſtungen der deutſchen Poſtverwaltung herrſcht ge⸗ 
wiß, allgemeine Anerkennung; ich kann aber nicht verſchweigen, daß in den 
Kreiſen ihrer Beamten das Gefühl einer großen Anſtrengung, ja einer 
zeitweiſen Ueberbürdung lebhaft 105 Müſſen ſie aber für die Inter⸗ 
eſſen des Dienſtes 6 Tage lang ihre ganze Kraft einſetzen, dann iſt es 
unbedingt geboten, ihnen in regelmäßiger Wiederkehr das Gefühl zu 
ewähren, daß fie einen Feierkag haben, um ſich erholen, ihre 
Lalbes⸗ und Seelenkräfte ſtärten zu können. (Beifall.) Die Freudig⸗ 
keit, mit welcher dieſes Thema aufgenommen werden ſoll, hängt 
weſentlich davon ab, daß innerhalb des Staatsbetriebes auch für die 
Bedürfniſſe des Menſchen im Intereſſe eines Chriſten würdigen Da⸗ 
ſeins genügend geſorgt wird, daß ein auskömmlicher Lohn vorhanden 
iſt, daß fie penfionsfähig angeſtellt werden und ihnen die nöthige Ruhe⸗ 
zeit zur Verfügung ſteht. Wir wollen keine Uebertreibungen. Auch in 
ſtreng kirchlichen Kreiſen iſt die Anſchauung lebendig, daß man ſich in 
die Anſprüche des Verkehrs finden muß. Einen puritaniſchen Sonntag 
ee wir nicht, aber auch keinen ägyptiſchen. Wir wollen unferen 
guten deutſchen Sonntag zurück haben, einen Tag der Erquſckung und 


der Erholung, einen Tag, von dem es in jenem ſchönen Liebe heißt, 
das uns noch immer in unſerer Seele nachzittert: „Das iſt der Tag 
des Herrn!“ (Beifall rechts.) Wir wollen, daß auch den Angehörigen 
dieſer Betriebe die Morgenglode, die zum Gottesdienſt ruft, mehr ift, 
als die Pfeife der Lokomotive und das Poſthorn. Darum richte ich im 
Namen unſeres Volkes, der foxialen Frage, der Gemütbsruhe und des 
Familienlebens die herzliche Bitte an den Herrn Staatsſekretär, daß 
er thun möchte, was er kann, um dieſem Bedürfniß Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen. Er wird ſeinen großen Verdienſten um die Hebung des Poſt⸗ 
weſens das größte hinzufügen, wenn es ihm gelungen ſein wird, die 
Sache fo zu regeln, daß die Bedenken verſtummen und die Beamten 
ſagen: So, jetzt haben wir wieder das Gefühl, einen Sonntag zu haben! 
(Lebhafter Beifall rechts.) : } - 
Direktor im Reichspoſtamt Dr. Fiſcher: Die Verwaltung ift 
— 4 von der Nothwendigkeit der Sonntagsruhe überzeugt, ſoweit 
eben die Verkehrsverhältniſſe damit zu vereinbaren ſind. Was die vom 
Vorredner hervorgehobenen drei Punkte betrifft, ſo muß ich dem erſten 
widerſprechen. Die Reichspoſtverwaltung iſt von Alters her darauf 
bedacht geweſen, ihren Beamten am Sonntag freie Zeit für die Wahr⸗ 
nehmung des Gottes dienſtes zu verſchaffen. Den Beamten bleib“ ſo⸗ 
dann mindeſtens der dritte Sonntag immer Dienſtfrei. Betreffs des 
zweiten Punktes konſtatire ich, daß im ganzen Lande und auch hier 
am Sonntag eine weſentliche Einſchränkung der 3 
Die zu 3. erwähnte Emrichtung endlich iſt keineswegs neuen Datums. 
Es beſtand vielmehr in einer großen Zahl der neu dem Reichspoſtgebiet 
zugefügten Bezirke, namentlich in Elſaß⸗Lothringen, ein ausgedehnter 
Sonntagsbetrieb für die Landbriefbeſtellung. Als nun im Vorfahre 
die vom Reichstage und im Lande beifällig begrüßte Reform des Land⸗ 
poſtdienſtes in Angriff genommen wurde, iſt eine Sonntagsbeſtellung 
für die verkehrsreicheren Landorte in Ausſicht genommen worden. Daß 
die Verwaltung dabei mit großer Schonung verfahren iſt, kann ich dem 
Vorredner nur beſtätigen. Der Konflikt, von dem der Vorredner ge⸗ 
ſprochen, wird nicht dadurch gelöſt, daß man ſich ausſchließlich auf den 
kirchlichen Standpunkt ſtellt. Es iſt doch unbedingt nöthig, daß neben 
den kirchlichen Geſichtspunkten auch die des Verkehrslebens in Betracht 
gezogen werden müſſen. : 
Abg. Lingens: Die Erklärungen des Regierungsvertreters 
werden gewiß freudig begrüßt werden; über die wohlwollende Gefin- 
nung der Poſtbehörde herrſcht auch kein Zweifel, nur iſt zu beklagen, 
daß den Anordnungen derſelben nicht immer in der richtigen Weiſe 
entſprochen wird. Aus den Reihen der Poſtbeamten ſind mir vielfache 
Klagen geführt worden, daß es ihnen ubjolut unmöglich jei, in aus 
reichendem Maße dem Gottes dier ſte beizuwohnen. So iſt mir bekannt, 
daß an einem Orte der Schalter am Sonntage zwar geſchloſſen, hinter 
demſelben aber weiter gearbeittet wird. Es iſt ſehr bemerkenswerth. 
daß den Poſtbeamten der dritte Sonntag ganz freigegeben werde. Um⸗ 
ſomehr iſt es zu bedauern, das dieſe Anordnungen nicht binausdringen 
in alle Poſtämter. Die ganze Sache ſpitzt ſich zu der Frage, was iſt 
ausſchlaggebend, die Bedürfniſſe des Verkehrs oder Gottes Gebot. Ich 
ſtehe nicht an, mich für das letztere zu entſcheiden, und ich habe auf 
meiner Seite die Poſtbeamten, welche die Sonntagsruhe und Heiligung 
dringend wünſchen; dieſe Sonntagsruhe wird dem öffentlichen Verkehr 
gewiß ebenſo wenig ſchaden, wie die Sonntagsheiligung in Amerika, 
85 nad) Oeffentlichkeit vollkommene Ruhe am Sonntage herrſcht. 
eifail. 
Abg. Richter (Hagen): Es ift richtig, daß in Amerika am 
Sonntnge in der Oeffentlichkeit Ruhe herrſcht; dafür ſieht es aber 
hinter den Läden um ſo unerfreulicher aus, und in der Beziehung 
ält Amerika mit Deutſchland keinen Vergleich aus. Die Klagen der 
oſtbeamten in Bezug auf nicht genügende Sonntagsfeier verſchwinden 
egenüber ihren anderweitigen Wünſchen. Indeſſen halte ich dieſe 
rage für ſehr wichtig, und der Staat hätte alle Urſache, zunächſt 
* ſeinen eigenen Beamten zu zeigen, was er als guter Arbeits⸗ 
geber leiſten kann. Die Sonntagsfeier hängt nicht zuſammen mit 
einer religiöſen, auch nicht mit einer ſpezifiſch chriftlichen oder kirch⸗ 
lichen Richtung. Wäre der Sonntag reſp. der Sabbath nicht ſchon 
vorhanden, ſo müßte man ihn vom allgemeinen humanen Standpunkte 
aus ſchaffen. Als man in Frankreich Gott abſchaffte, hat man ſich 
r Beibehaltung des zehntägigen Sonntags entſchließen müſſen. 
elbſt vom rein materiellen Standpunkte aus iſt es wünſchenswerth, 
daß nach angeſtrengter Arbeit eine Ruhepauſe eintritt. Dies iſt alſo 
keine Frage für Paſtoren und Syroden, ſondern intereſſirt jeden 
Menſchen gleichmäßig. Ich meine, daß ſie rein praktiſch und mit 
nüchternem Verſtande gelöſt werden muß. Eine abſolut beſchauliche 
Ruhe am Sonntag iſt unmöglich. In allen Familien muß Kaan 
werden. Das wäre ſchon eine gewiſſe Anforderung an Arbeit. 
Dann will man Geſelligkeit haben, man macht Reiſen, es findet alſo 
am Sonntag ein Verkehr, ja mitunter ein geſteigerter Verkehr ſtatt. 
Vor zwei Jahren haben wir die einmalige Briefbeſtellung, die bis 410 
Uhr erledigt iſt, beſchloſſen, das genügt dem Bedürfniß; aber auf die⸗ 
ſer einmaligen Beſtellung müſſen wir beſtehen. Wenn die evangeliſchen 
Paſtoren ſich beklagen, daß der eingerichtete Sonntags⸗Abendgottesdienſt 
feinen Zweck nicht erreicht, warum machen fie es nicht wie die katho⸗ 
liſchen Geiſtlichen, welche um 5 Uhr Morgens den Gottesdienit abhal⸗ 
ten? Für die Herren Geiſtlichen wäre das freilich etwas weniger be⸗ 
quem, aber fie würden ihren Zweck erreichen. Der Abg. Stöcker will 
nicht, daß die Landbriefträger am Sonntage die Briefe beſtellen, er 
wünſcht, daß Jeder ſeinen eigenen Boten zur Poſt nach den Brief⸗ 
ſchaften ſchickt. Würde das nicht viel mehr Sonntagsunruhe hervor⸗ 
bringen, wenn die Leute den ganzen Sonntag über am Schalter er: 
ſcheinen, und würde dadurch nicht den übrigen Poſtbeamten der Sonn⸗ 
tag ent ſogen? Wenn aber die Packete nicht am Sonntage, ſondern 
erſt am Montage beſtellt werden, jo würden die Bülreaus 
und Komptoire eine viel ſtärkere Neigung empfinden, am 
Sonntag Vormittag zu arbeiten. Es würde alſo das ab⸗ 
ſolute Gegenth il erreicht. Ich muß ſagen, ich habe in dem 
Vortrage Stöckers ſehr ſchöne klangreiche Worte gefunden, aber 
nichts, was praktiſch zur Löſung der Frage verwerthet werden könnte, 
einer Frage, in Bezug auf welche ich ſeine Grundanſchauung, die 
Sonntagsruhe möglichſt zu fördern, vollſtändig theile. (Beifall links.) 
Abg. Reichenſperger (Creſeld): Ich glaube, die Poſtverwal⸗ 
tung könnte in dieſer n an sn noch Vieles thun, ohne das Ver⸗ 
kehrsweſen im Mindeſten zu ſchädigen. Auch geſtehe ich, daß es mein 
Billigkeitsgefühl verletzt, wenn man nur die Poſtverwaltun in dieſer 
Frage und nicht auch die Eiſenbahnverwaltung angreift. Gleichwohl 
könnte auch die Poſtverwaltung noch Manches khun und ſich England 
um Muſter nehmen, wo trotz der ſtrengſten Sonntagsruhe, welche ſich 
ſogar auf eine Reduktion der Fahrzüge erſtreckt, bisher keinerlei Klagen 
über die Einſchränkung des Verkehrs erhoben worden ſind. 
Der Etat der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung wird ohne weitere 
Debatte genehmigt ebenjo der Etat der Neihsdruderei. 
Im Namen der Budgetkommiſſion berichtet darauf Abg. v. Benda 
über den bisher zurückgeſtellten Titel der einmaligen Ausgaben des 
Reichsſchatzamtes: Für den Bau eines Kaiſerpalaſtes in Straß⸗ 
bur g. Es werden 71,200 M. als exſte Rate gefordert, die Kommiſſion 
beantragte die Bewilligung dieſer Summe zum Terrainerwerb und 
zur Projektbearbeitung. Nach der Auskunft, welche in der Kommiſſion 
ertheilt worden, kämen als Wohnung für den Kaiſer nur zwei Gebäude 
in Betracht, das Gouvernementshaus und das alte Schloß. Erſteres 
konnte bei dem Aufenthalte des Kaiſers aus Anlaß der Manöver nur 
zur Noth als Abſteigequartier, aber nicht zu längerem Aufenthalte 
benutzt werden. Das Schloß gebört der Stadt und iſt als Bibliothek 
eingerichtet ſein Ankauf und Ausbau werde viel mehr koſten, als ein 
Neubau. Auch aus finanziellen Gründen iſt die Kommiſſion zu dem 
Reſultate gekommen, daß ein Neubau aufgeführt werden müſſe. Die 
in Ausſicht genommenen Bauſtellen und die Art ihrer Verwendung 
haben wir als in jeder Beziehung zweckmäßig erkannt. Einſtimmig iſt 
die Kommiſſion darüber geweſen, daß weder von der Stadt Straß⸗ 
burg, noch vom Landesausſchuſſe ein Beitrag zu den Koſten verlangt 


werden könne, denn es handelt ſich nicht um eine fehr Landes⸗ 
ſache, ſondern um eine Repräſentationsſache des deutſchen Reichs Fer⸗ 
ner erklärten die Vertreter der Regierung in der Kommiſſion, daß fie 
der Verweiſung der Angelegenheit an den elſaß⸗lothringiſchen Landes⸗ 
ausſchuß die infache Ablehnung vorziehen würden, da die Möglichkeit 
einer abweiſenden Entſcheidung des Landesausſchuſſes richt ausge⸗ 
ſchloſſen ſei. Aus dieſen Gründen hat die Kommiſſion mit allen gegen 
3 Stimmen beſchloſſen, die geforderte Poſition zu bewilligen unter der 
Vorausſetzung, daß über den Plan und die Ausführung des Baues 
ſpätere Entſcheidungen vorbehalten bleiben. 2 - 
Abg. Köhl (Demokrat): Die Behandlung diefer Frage hat in 
der offiziöſen auche bereits ein kleines Vorſpiel erfahren. Die Elſaß⸗ 
Lothringiſche Zeitung bebandelt ſie direkt als eine Loyalitätsfrage und 


ſpricht die Anſicht aus, daß es bei einer Sache, die an die Perſon des ' 


aiſers reiche, keine Parteien gebe, ſondern daß der Beſchluß aus⸗ 
fallen werde, wie es der Würde des Reiches entſpricht. Ich muß 
entſchieden bagenen proteſtiren, daß man nach der Art der Abs 
ſtimmung das Maß der loyalen Geſinnung beſtimmt. Für mich ſind 
lediglich finanzielle Gründe maßgebend geweſen. Wir find nicht hier 
um Geſühlspolitik zu treiben, ſondern um unndthige Ausgaben zu 
verhindern, zu denen ich auch die Ansgaben für die Erbauung eines 
Kaiſerpalaſtes in Straßburg rechne. Iſt für denſelben einmal die 
erſte Rate bewilligt. ſo können wir auch Nachforderungen nicht ab⸗ 
lehnen. Der Poſten figurirt zwar bier unter den einmaligen Aus⸗ 

aben, allein die il deſſelben involvirt eine fortdauernde 
Belaſtung des Etats. Denn die Unterhaltung von Dienſtperſonal 
in dem Palaſte, Haus, Garten und Mobi iar bedingen alljährlich 
Ausgaben, die nicht gering zu veranſchlagen ſind. Sie können das 
aus dem Etat de: Reichskanzleramts erſehen, in dem für die Unter⸗ 
haltung der kleinen Dienſtwohnung in der Wilhelmſtraße 20,000 Mk. 
angeſetzt ſind, und dieſer Anſatz wird in der Regel noch um 50 Proz. 
überſchritten. In der Denkſchrift, die dem Etat beigefügt iſt 
und ſich durch ſpartaniſche Kürze auszeichnet, wird als Hauptgrund 
für die Erbauung eines eignen Palaſtes die Unzulänglichkeit der Räume 
in dem bisherigen Bezirkspräſtdialgebäude bezeichnet, welche der Kaiſer 
bisher als Abſteigequartier benutzte. Hier iſt es doch nöthig die 
20 Motivirung der Regierung durch einen kurzen hiſtoriſchen 
Rückblick zu vervollſtändigen. Es exiſtirt in Straßburg bekanntlich ein 
kaiſerliches Palais, ein ehemals der Familie de Rohan gehöriges 
Schloß, welches im Jahre 1852 von der Stadtgemeinde Straßburg dem 
Kaiſer Napoleon geſchenkt wurde. Derſelbe nahm aber mit ſeinem 
Hofſtaate bei ſeiner Anweſenheit in Straßburg nicht im kaiſerlichen 
Schloſſe, ſondern in der Präfektur, dem jetzigen Gouvernements⸗ 
gebäude, Quartier, in welchem für ihn ſtets eine Reihe ſplendid ausge⸗ 
ſtatteter Apartements im Bereitſchaft ſtanden. Bei der Beſchießung 
von Straßburg wurde bekanntlich die Präfektur zerſtört. Nach dem 
Frieden wurde dieſes ausgedehnte Gebäude in derſelben Art wie früher 
und in demſelben reichen Styl des Louis XV. wieder aufgebaut und 
auch die ſog. kaiſerlichen Gemächer in derſelben prächtigen Weiſe wie 
früher wieder hergeſtellt und dieſe Räume wurden bisher vom Kaiſer 
bei ſeinen Beſuchen in Straßburg bewohnt und nun ſollen dieſe vor 
nicht ganz 10 Jahren erſt neuerbauten Räume plötzlich ſo unzulänglich 
fein, daß die Veraus gabung einiger Millionen behufs Herſtellung eines 
neuen kaiſerlichen Abſteigequartiers plötzlich zum dringendſten Bedürf⸗ 
niſſe wird. Wenn man den verſchwenderiſchen Luxus des Napo⸗ 
leoniſchen gegenüber der faſt bürgerlichen Einfachheit des Hof⸗ 
baltes des deutſchen Karſers betrachte, ſo müſſen wir gewiß zu 
dem Schluſſe kommen, daß es mit der Unzulänglichkeit der Räume 
doch nicht jo weit her iſt. In der Denkſchrift wird darauf hingewie⸗ 
jen, daß das Reich ja auch durch Erbauung von eigenen Botſchafter⸗ 
hotels ſeine Würde nach Außen gewahrt habe, und daraus gefolgert, 
daß die Erbauung emer kaiſerlichen Wohnung in Straßburg zur Auf⸗ 
rechterhaltung der Würde nach Innen böchit nothwendig ſei. Der 
Vergleich hin t, denn Botſchafterhotels dienen als ſtändige Wohnung 
Jahr aus Jahr ein, während wir im gegebenen Falle für den Aufenk⸗ 
halt von ein paar Tagen im Jahre Millio nen ausgeben ſollen. Noch 
ein poluiſcher Grund wird von der Reich sr gierung geltend gemacht, 
um uns zur Bewilligung der geforderten Mittel zu beſtimmen. Die 
Regierung meint nämlich, daß es nöthig je, der Bevölierung der 
Reichslande ein deutliches und dauerndes Zeichen der unwiderruflichen 
Zuſammengehörigkeit Elſaß⸗Lotbringens mit Deutſchland vor Augen 
zu ſtellen. Wenn man den Bewohnern des Neichslandes recht 
augenſcheinlich zu Gemütbe führen will, daß das Reich die neu⸗ 
erworbenen Provinzen nicht gutwillig wieder herzugeben gedenkt, 
fo find für dieſe Abſicht die mächtigen neuen Befestigungen 
in Straßburg und Metz viel beſſere Zeugen als ein 
Paloſtneubau. Daß das Reich die Reichs ande und ſpeziell Straßburg 
zu einer bleibenden Stätte deutſchen Weſens und deutſcher Wiſſenſchaft 
zu machen gedenkt, das bezeugen bereits die Aufwendungen von Mil⸗ 
lionen für den neuen Univerſitätsprachtbau. Dazu iſt kein neues Be⸗ 
weismittel nöthig. Allein ſelbſt wenn die Gründe für Erbauung des 
neuen Palaſtes ſtichhaltiger wären, als fie in Wuklichkeit ſind, fo 
müßten ich und meine politiſchen Freunde aus allgemeinen Gründen 
dich de ſtimmen. Wir halten die allgemeine finanzielle Lage des Reichs 
nicht darnach. um Ausgaben für nach unſerer Anſicht unnöthigen 
Luxus zu machen. Weder das Reich, noch die Einzelſtaaten können die 
Mittel aufbringen, um viel nöthigere Ausgaben zu beſtreiten, als es 
dieſer Schloßbau iſt. Ich halte die Einbringung eines derartigen An⸗ 
trages von Seite der Regierung für vollſtändig unberechtigt und hoffe, 
daß der Reichstag, unbeſchadet ſeiner ſonſtigen loyalen Gefühle, aus 
rein praktiſchen Gründen die Regierungsvorlage verwerfen wird. 

Abg. Peterſen: Ich ſtimme der Anſicht zu, daß es ſich hier 
um eine rein ſachliche Frage handelt, darum, ob für den kaiſerlichen 
Haushalt entſprechende Räumlichkeiten ſchon vorhanden ſind oder erſt 
geſchaffen werden muſſen. Ich muß nun aus eigener Anſchauung die 
Ausführungen des Herrn Berichterſtatters vollitändig beſtätigen; es 
iſt nicht richtig, daß das Präfekturgebäude genügende Räumlichkeiten 
aufweiſe, es find in demſelben nur wenige Zimmer vorhanden, die für 
ein Abſteigequartier, aber nicht für einen dauernden Aufenthalt genü⸗ 
gen. So konnte dem letzten Kaiſermanöver die Kaiſerin aus Mangel 
an Wohnung nicht beiwohnen; auch der Kronprinz und andere fürſt⸗ 
liche Gäſte mußten in Privatquartieren ihr Unterkommen finden. So 
ſehr wir daber auch alle von der Ueberzeugung durchdrungen ſind, daß 
wir mit Rückſicht auf die Finanzlage Sparſamkeit zu beobachten haben, 
io et wir doch dieſe immerhin nicht jo bedeutende Ausgabe bes 
willigen. 

eitere Meldungen zum Wort liegen nicht vor. Ein Antrag 
des Abg. Stolle (Soxiaidem.) auf namentliche Abſtimmung findet nicht 
die genügende Unterſtützung. Die Forderung wird gegen die Stimmen 
der Sozialdemokraten und der Volkspartei genehmigt. 

Damit iſt die Tagesordnung erledigt. : 

Der Präſident theilt mit, daß em ſchleuniger Antrag des Abg. 
v. Magdzins ki eingegangen iſt, dahin lautend, der Reichstag wolle 
die Siſtirung eines gegen den Abg. v. Chlapoweti ſchwebenden Straf⸗ 
verfahrens beſchließen, in welchem demſelben eine Vorladung zum 9. 
Dezember erſt geſtern eingehändigt worden ſei. Da Niemand Wider⸗ 
5 erhebt, wird der Antrag ſofort zur Berathung geſtellt und ohne 
Debatte genehmigt. 

Abg. v. Minnigerode erklärt Namens ſeiner Freunde, daß ſie 
der Dringlichkeit des Falles halber dieſes Mal von ihrem fonitigen 
Antrage, die Angelegenheit an die Geſchäſtsordnungskommiſſion zu 
verweiſen, abſehen. 

Der Präſident will auf die nächſte Tagesordnung unter 
Anderem: Erſte und eventuell zweite Berathung des Geſetzentwurfes, 
betreffend die Berufsſtatiſtik ſetzen. 

Die Abgg. Richter (Hagen) und Rickert beantragen, der 
Wichtigkeit des Geſetzentwurſes halber die zweite Berathung noch nicht 
mit auf die Tagesordnung zu ſetzen. 3 

Die Abgg. Windthorſt und v. Minnigerode wider⸗ 


ſprechen dieſem Vorſchlage, da der Reichstag ja nach Schluß de 
erſten Berathung immer noch in der Hand habe, ung 
eine Kommiſſtion oder ſofortige zweite Berathung zu beichlicht 
Es entſpinnt ſich eine Geſchäftsordnungs⸗Debatte und Abg. vo 
Minntgerode beantragt zuletzt die 790 per major 
Die Abſtimmung bleibt zweifelhaft und Abg. von Minnigerg 
— um 4 nicht zur Auszählung kommen zu laſſen, feinen 

pruch zurück. 

Schluß 44 Uhr. Nächſte Sitzung: Sreitan 1 Ubr. or 
entwurf, betreffend die Kontrole des Neichshaushaltsetats enn 
Leſung des Geſetzentwurfs, betreffend die Berufsſtatiſtik, und des 
darauf bezüglichen Nachtragsetats; Wahlprüfungen.) 


Zriefe und Zeitungsberichte. 
C Berlin, 7. Dezember. [(Zur Affaire Kind! 
horſt. Der Reichstag.] Der flile Verlauf der gef 


parlamentariſchen Soirée bei dem Fürſten Bismarck hat, % 


vorherzuſehen war, wieder einmal die Politiker enttäuſcht, w 
jeden Tag mit der Erwartung einer ſenſationellen Wendung de 
inneren Lage, die vielmehr durchaus auf langſame Entwickeln 
zugeſchnitten iſt, ſchlafen gehen und aufſtehen: von dem 155 
kanzler, heiße er nun Puttkamer oder anders, war heute 
mehr die Rede. Um ſo mehr von der Windthorſt'ſchen A 15 
Die Klerikalen haben, obgleich ſie im Ganzen wohl oder 67 
jetzt die Rolle der National-Liberalen aus dem Jahrzehnt 160 
bis 77 ſpielen müſſen, aus den Erlebniſſen derſelben wenigen 
etwas über die beſte Art, mit dem Fürſten Bismarck 1 905 | 


gelernt, und fie haben ganz richtigen Gebrauch davon 1 
indem fie geſtern Abend — ſämmtlich aus dem Reichska 0% 
Palais fortblieben; es wird eben jeder ſo behandelt wie er fi 4 
gefallen läßt, und dem Zentrum gegenüber beeilte man ſich da 
die Richtigſtellung des Artikels der „Nordd. Allg. Ztg.“ 

kündigen. Natürlich fällt es Niemanden ein, 

ſen Artikel deshalb zu den Privatleiſtungen 
Blattes zu zählen und Herr Windthorſt ſelbſt wird wohl n 
wenigſten jo naiv fein. Fürſt Bismarck hat ſich auch gelte, 
Abend begnügt, zu ſagen, er habe den Artikel nicht „gele 
d. h. er habe ſich nicht überzeugt, auf welche Art ſeine O ei 
ausgeführt worden. Außerdem hat der Finanzminifter Bitter 
um deſſentwillen ſchon eine Korrektur erfolgen mußte, >| 
ſonſt gar nicht mit der Hamburger Kommiſſion hätte weiter u, 

N 


handeln können — geftern ziemlich unvorfichtig die Entſtehun, 
ſpur des Artikels nachgewieſen; er erklärte, daß er über die 5 
zügliche Aeußerung des Herrn Windthorſt, von der ſonſt nir h 
die Rede geweſen war, dem Reichskanzler berichtet habe ge 
nach dieſem Bericht kam der Artikel der „N. A. Z.“! 
über den offiziöſen Urſprung deſſelben, ſo kann auch über f 
Zweck wenigſtens ſo weit kein Zweifel beſtehen, daß 10 
Gegentheil einer Befeſtigung der Haltung des Herrn 5 ab 
horſt zu bewirken beſtimmt war; die Wirkung ſelbſt bleibt 
zuwarten; ſie braucht nicht nach dem äußerlichen 
der geſammten Zentrumsfraktion für ihren Führer du 
geſtrige Fernbleiben derſelben von der Bismarck'ſchen S9. 
abſchließend beurtheilt zu werden. — Eine Entſcheidung ae 
ob der Reichstag im Frühjahr nochmals zuſamm d de 
wird, dürfte allem Anſchein nach definitiv erſt währ. 11 
Bol 


Landtagsſeſſion, und zwar je nach dem kirchenpolitiſchen 
derſelben, getroffen werden. Daß eine Alters derſecherung ien 
lage unter irgend welchen Umſtänden in dieſer Frühjahrs⸗ 1 
eingebracht werden könnte, iſt freilich bei dem oft konten 
Mangel an jeder beſtimmten Vorſtellung über die Aachen 
des Gedankens innerhalb der Reichsregierung ausgeſch rde 
aber behufs Durchſetzung des Unfallverſicherungs⸗Geſetzes n in 
man das Zentrums Eiſen ſchmieden, wenn es im Lan ohne 
Feuer einer kirchenpolitiſchen Vorlage heiß geworden wär tagt 
ſich daran zu ſtoßen, daß in den Motiven zu der 


über die Berufsflatiſtik die letztere als Vorbedinge 
für die Erledigung jener Aufgabe bezeichne g | 
und es giebt auch noch manchen anderen 


deſſen Erfüllung die Regierung in dem erwähnten Jen 05 
wenigſtens ſo weit ſichern würde, daß das Zentrum, ſo dafl 
keine Majorität dafür ſtellen könnte, ſich wenigſte far 
engagirte: die zweijährige Etatsperiode würde dahin de ute 
und vor Allem das Tabaksmonopol, worüber eine Vor Fand 
einigermaßen günſtigen parlamentariſchen Vorausſetzungen 1 

7 


genug auf Grund des vorhandenen Materials zusammen 
wäre. Aber jo weit find wir noch nicht; und bis zur ",g 
dung darüber, ob eine ſolche Entwickelung erfolgt, wird Mind 
muthlich noch manchen derartigen Zwiſchenfall, wie den 
horſt'ſchen, geben. Die Entſcheidung, wie geſagt, ec, 
Beurtheiler der Lage, und allem Anſchein nach mit Mob 
Abgeordnetenhauſe. Dort wird der Markt aufgeſchlagen neut 
als den nach einem von der „Nordd. Allg. Ztg.“ übern nadel. 
Artikel des pariſer „Temps“ das Zentrum die Politik bee y 
wenn man ſich dort nicht einigt, wird der Reichstag 
Herbſt 1882 zu Hauſe gelaſſen werden. 


r. Stadtverordnetenſitzung 


am 7. Dezember. 


Di ſtrats die Taſc 
den Vorſitz führt Stadtverordneter B. f 10 
Mittheilungen. Von dem Baumeiſter Wilcke iſt 40 1 au, de 
eat, wir hel 
Wie Ober bürgermeiſter Kohleis. mittbeig geleg 
Verſammlung in nächſter Zeit eine Vorlage in dieſer? 
zugehen. a nebernabne, i# 
Gegenſtand 1 der Tagesordnung, betr. die event, aaſtraße Ahe 
Wallſtraße von der St. Paalikirchſtraße bis zur Magaſis zur „ 
noch nicht genügend vorbereitet und wird dem naa Tun rührte | 
ſiſten wen f 14 
e 


Sitzung vertagt; ebenſo Gegenſtand 2, betr. die Fe 5 
miſſionsbedingungen bei Vergebung von Neubauten u 
Reparaturarbeiten in der ſtädtiſchen Verwaltung. 
Ueber die Abtretung eines Theils deer 
platzes an den Juſtizfiskus und Ert on 
Grundſtücks des ehemaligen Appella 
für ſtädtiſche Zwecke berichtet im Namen zur 
welche dieſe Angelegenheit in der vorigen Sitzung 


eſen worden war, Stadtverordneter Prausnitz. Danach hat 

Fi Rommiifion eine Lokalbeſichtigung vorgenommen und iſt alsdann 
.die Berathung über dieſe Angelegenheit getreten. Die Minorität 
Kommiſſion war der Anſicht, daß die Erwerbung des Appellations⸗ 
chts⸗Grundſtücks zu dem Preiſe von 120,000 M. für die Stadt 
zortheilhaft ſei, zumal der Stadt keine Koſten aus dieſer Erwerbung 
nwachſen, da ein Theil des Kämmereiplatzes dagegen umgetauſcht 
den ſolle. In der Maſorität dagegen machten fich folgende Erwä⸗ 

ungen geltend: Da das Grundftüd des Provinzial⸗Studienfonds 
bemaliges Katharinenkloſter) vielleicht in den Beſitz der Stadt über⸗ 

F 8ben könne, fo würde man durch den Verkauf eines Theils des Käm⸗ 
| Meteiplages" einen geeigneten Zugung zu dem dortigen ſtädtiſchen 
„Hlundſtück⸗Komple unmöglich machen; ebenſo würde die Anlegung 

N ae Verbindungsſtraße zwiſchen Wronkerplatz und Friedrichsſtraße, 
auch welche der Stadttheil in der Nähe des Wronkerplatzes mit dem 
zentrum der Stadt in Verbindung geſetzt werden ſoll, nicht 
Mehr erfolgen können, wenn ein großer a des Kämmereiplatzes 

I ametreten würde. Was die Erwerbung des Appellationsgerichts⸗Grund⸗ 
| Imdes betrifft, fo ſei der Hauptgrund, dieſelbe abzulehnen, für die 
aulorität der geweſen, daß der Magiſtrat bis jetzt noch gar keine 
| wendung für das Grundſtück habe, vielmehr nur erklärt habe, eine 
Lerwendung werde ſich ſchon finden. Die Kommiſſion beantragt dem⸗ 
nach, die Verſammlung möge ſich dafür ausſprechen, daß der Kämmerei⸗ 
das in feinem ganzen Umfange der Stadtgemeinde erhalten bleibe, 


erw 


> 


a demnach ſowohl den Verkauf eines Theiles dieſes Platzes, wie den 
kauf des Appellationsgerichts⸗Grundſtückes ablehnen. 5 
tadtverordneter Fontane erkennt zwar an, daß die Verbreite⸗ 
zung der Marſtallgaſſe und die Anlegung einer Verbindungsſtraße zwi⸗ 
en Wronkerplatz und Friedrichsſtraße dringend wünſchenswerth ſei, 
aber der lan, daß es nicht motivirt worden jet, ie die 
beg egung der Verbindungsſtraße unmöglich ſei, wenn an der Uftieite 
ümmereiplages eine breitere Fläche der Stadt verbleibe. — Stadt: 
derordneter Prausnitz iſt der Anſicht, daß, wenn auch die Straße an 
Fri Ditjeite des Kämmereiplatzes ftatt 9 Mtr. — 15 Mtr. breit angelegt 
Pürde, jie doch nicht in das ganze dortige Straßennetz paſſen würde, da fie im 
en Winkel in die Fliedrichsſtraße einmünden würde, während die 
Ferbindungsſtraße in der Verlängerung der Schloßſtraße und im rech⸗ 
| inkel zur Friedrichsſtraße anzulegen wäre. — Stadtverordneter 
Aacobi, witglied der Kommiſſion, ſpricht ſich für die Erwerbung des 
ppellationsgerichts⸗Grundſtücks aus, da die Gebäude in Mauern und 
llalkenlagen gut ſeien, ſich auch für verſchiedene Zwecke eigne, weiſt 
be dann auf die bereits erwähnte Petition der Adſazenten hin, und 
Yuntragt, die Verſammlung möge den Magiſtrat erſuchen, mit dem 
des afisfus in weitere Verhandlungen wegen Abtretung eines Theils 
I, Kämmereiplatzes einzutreten und eine Verſtändigung mit demſelben 
si eiitreben. Stadtverordneter Gerlach ſpricht fich gegen den Ma⸗ 
* ſtrats⸗Antrag aus, ebenſo Stadtverordneter L ö win! ohn, welcher 
i die Abtretung von öffentlichen Plätzen zu Privatzwecken iſt; 
Saadtverordneter Kirſten ſplicht ſich in demselben Sinne aus. 
Ftadtverordneter Dr. Lebinski erklärt, der Ankauf des Aopella⸗ 
Aſckberichts⸗ Grundſtücks ſei für ihn ſympatiſch ſchon wegen der bifto- 
zichen Bedeutung des Schloßberges: da aber der Magiſtrat ſelbſt 
! ae wiſſe, was mit dem Grundſtücke anzufangen ſei, jo werde er fich 
ir Gimmung enthalten. 
Ei, Stadtverordneter Orgler findet den Hauptwerth des Appella⸗ 
Gnsgerichts Grundſtücks nicht in den Gebäuden, ſondern in dem 
| Sued und Boden mitten in der Stadt; dieſes Grundstück daher zu 
rben, müßten die ſtädtiſchen Behörden ſchon aus Rückſicht auf die 
kunst bedacht ſein. Was den Austauſch betrifft, ſo werde aller⸗ 
ane nach dem Magiſtratsantrage an der Oſtſeite des Kämmereiplatzes 
ei Art von Sackgaſſe entitehen; anders würde fich aber die Sache 
alten, wenn nur ſoviel Terrain abgetreten würde, daß eine Straße 
dens 15.70 Meter Breite angelegt werden könnte. In Betracht ſei 
ſebdei zu ziehen, daß die auf dem bisherigen Kämmereiplatz ent» 
fein de Gartenanlage im öffentlichen fanitären Intereſſe von Vortheil 
de würde. — Stadtverordneter Dr. Szymanski ſpricht ſich gegen 
8 rengerung des Kämmereiplatzes e 
Sache tz beantragt motivirte Tagesordnung und empfiehlt, die 
gehe behufs einer neuen Vorlage nochmals an den Magiſtrat zurück⸗ 
. zu laſſen. Stadtverordneter Tſchuſchke iſt gegen die 
Abgalftratsvorlage, da nach derſelben zu viel von dem Kämmereiplatz 
getreten werden folle. i 
dr Nachdem die Stadtverordneten Ad. Kantorowiez und Dr. 
j wicki ſich gleichfalls gegen die Magiſtratsvorlage ausgeſpro 
ao wic ki ſich gleichfalls die Magiſtratsvorlage ausgeſprochen 
für n, erklärt Oberbürgermeiſter Kohleis, daß eine Verwendung 
inter 3 Appellationsgerichts⸗Grundſtück bereits vorhanden ſei; in das 
e Stockwerk des Hauptgebäudes ſolle die ſtädtiſche Pfandleihanſtalt 
unt werden während das erſte Stockwerk die Steuereinſchätzungs⸗ 
OR, die fich bis 16 im 2. Stockwerk des Rathhauſes befinden, 
Fry Haas Bureau zur Aufſtellung der Wahlliſten ꝛc. aufnehmen könne. 


ordneter 


J 


aus; Stadtverordneter 


icetrackt ſei zu ziehen, daß erſt durch Erwerbung des Appellations⸗ 
Kuihts-Grunpitüdes die an daſſelbe grenzende ehemals Szafarkiewicz⸗ 
bew Grundſtücke auf dem Schloßberge für die Stadtgemeinde Werth 
innen, während fie bis jetzt jo gut wie werthlos find. Die Ver⸗ 
mlung möge demnach. falls fie, dem Magiſtratsantrage nicht zu⸗ 
ne, die Sache nochmals an den Magiſtrat zurückgehen laſſen, 
8 N von dem Kämmereiplatze nicht ſo viel Terrain abgetreten werde. 
Selftadtverordneter Praus itz verlieſt aus den Aktenſtücken einige 
dent en, aus denen hervorgeht, daß der Herr Oberlandesgerichts⸗Präſi⸗ 
ſelbſt erklärt hat, die Gebäude auf dem Appellationsgerichts⸗ 
Dor dſtücke ſeien trotz aller Aufwendungen nicht recht brauchbar ge⸗ 
mödgn; daß ferner von dem Negierungs⸗ Baurath Koch dem Grund 
db Boden auf dieſem Grundſtücke ein nur geringer Werth beigelegt 
mmdden ſei. Es liege dies daran, weil daſſelbe ein Hofgrundſtück ſei, 
je" Each keiner Seite an eine Straße grenze. 


is wird hierauf zur Abſtimmung geſchritten. Der vom Oberbür⸗ 
unter Kohleis geitellte Antrag, die Verſammlung möge den ur⸗ 

glichen Magiſtratsantrag nochmals an den Magiſtrat behufs Ab⸗ 
Slim ng und Ergänzung zurückgehen laſſen, wird mit 15 gegen 14 
nit; Men abgelehnt. Alsdann wird der urſprüngliche Magiſtratsantrag 
die grmig abgelehnt. Der Antrag des Stadtverordneten Jacobi, 

„ammlung möge den Magiſtrat erſuchen, mit dem Juſtizſiskus 
tere Verhandlungen wegen Abtretung eines Theiles des Käm⸗ 
latzes einzutreten und eine Verſtändigung mit demſelben zu er⸗ 
d. wird angenommen. F 5 : 5 
keheipiermit erreicht die öffentliche Sitzung, an welche ſich noch eine 


N 1 Vue ſchließt, 63 Uhr Abends ihr Ende. Die übrigen Gegenſtände 
agesordnung werden vertagt. 


Jelegraphiſche Nachrichten. 
ach orau, 7. Dezember. Bei der geſtern hier ftattgehabten 
Ref ahl zum Reichstage find nach den bis jetzt vorliegenden 
Veen für Schön⸗Breslau (deutſche Reichspartei) 5895, für 
2881 harlottenburg (Sezeſſ.) 4973 und für Ziſowski (Soz) 
die N kimmen abgegeben worden. Aus 15 Ortſchaften ftehen 
N Multate noch aus. Es iſt eine engere Wahl zwiſchen Schön 
gl erforderlich. 
dach wenberg i. Schl., 7. Dezember. Bei der heutigen 
der Laab zum Landtage im Wahlkreiſe Bunzlau⸗Löwenberg wurde 
Mean orath v. Haugwitz zu Cannſtadt (konſ.) mit 391 Stimmen 


de Rom, 7 2 
de duet ae Deputirtenkammer. Bei der Berathung 


x tiniſteriums des Auswärtigen richtete Maſſari 
klage an die Regierung, ob fie die auf die tuneſiſche und 
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egyptiſche Frage bezüglichen Schriftſtücke vorlegen werde, und 
welche Maßregeln ſie zum Schutze der in Sfax, ſowie der in 
Peru und Chili lebenden Italiener getroffen habe. 55 
Der Redner beſprach ſodann die Reiſe des Königs und der Königin 
nach Wien, welche das ganze Land mit großem Beifall begrüßt habe, 
und gab ſchließlich dem — 5 Ausdruck, die Regierung möge die 
Zweifel bezüglich der Verwirklichung der von dieſer Reife erwarteten 
guten Folgen zerſtreuen. Sonnino Sidney erklärte die wiener Reiſe 
als ein ſehr wichtiges Ereigniß, als den Beginn eines rationellen 
Syſtems von Allianzen. Er ſetze keinen Zweifel in die Intentionen der 
Regierung, aber die Erklärungen der ungariſchen Staatsmänner, die 
altung der ungarischen und deutſchen Presse die Aeußerungen des 
ürſten Bismarck und andere Umſtände machten den berechtigten Arg⸗ 
wohn rege, daß es Italien nicht gelungen ſei, daß Mißtrauen 
Europas gegen Italien zu zerſtreuen. Man müſſe alſo in ein 
Bündniß mit Oeſterreich⸗ Ungarn und Deutſchland, als nütz⸗ 
liche Allürte, ohne Bedenken eintreten. — Teano dankte 
der Regierung dafür, daß fie die Beſetzung des Bai von 
Aſſab gefordert habe; ſie 855 die Schwierigkeiten Speitigen ſowie 
England dies gethan habe, als es Aden olkupirte. Minghetti führte 
aus, man habe der Wiener Reiſe Beifall gezollt, weil ſie von hervor⸗ 
ragend politiſcher Bedeutung ſei; ſie ſei opportun und nothwendig ge⸗ 
weſen, um Italien aus ſeiner gefährlichen Iſolirung heraus zu ziehen. 
Sobald Italien einmal unabhängig geworden, habe der fahrhundert⸗ 
lange Groll zwiſchen Italien und Oeſterreich aufgehört. Nach der 
Okkupation Roms habe die wohlwollende Haltung Oeſterreichs gegen 
Italien dazu beigetragen. viele Schwierigfeiten zu überwinden. Er 
glaube nicht, daß man in Wien Verträge unterzeichnet habe, er hoffe, 


man habe dort eine gemeinſame Aktion vereinbart. Der 
Zweck der Wiener Reiſe hne ſich wohl auch auf Deutſch⸗ 
land aus; unangenehme Zwiſchenfälle dürften dieſe Verhal⸗ 


bieten. Die beſte Antwort auf die Aeußerungen des Fürſten Bismarck 
ſind Thaten. Die Regierung darf die Politik nicht der Erwerbung 
einiger Stimmen opfern. Sie muß Europa beruhigen, alsdann wird 
man die Früchte der wiener Reiſe ernten.“ — Die Sitzung wurde 
ſodann aufgehoben. 

London, 7. Dezbr. Die Admiralität hat dem engliſchen 
Kriegsſchiff „Philomele“ in Zanzibar den Befehl ertheilt, die 
Pemba⸗Inſel, bei welcher der Kampf zwiſchen dem Kriegsſchiffe 
„London“ und einem Sklavenſchiffe ſtattfand, zu blokiren. 

Petersburg, 7. Dezbr. Ein Telegramm des „Porjadok“ 
meldet den Tod des Chirurgen Pirogow. 

Bukareſt, 7. Dezember. Die „Indépendance Roumaine“ 
jagt, die Siſtirung der diplomatiſchen Beziehungen zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Rumänien ſei ein dem gegenwärtigen Kabinet erwieſener 
Dienſt geweſen, denn jetzt erſt ſeien die Gerüchte verſtummt, 
welche das Kabinet eines geheimen Einverſtändniſſes mit der 
wiener Regierung beſchuldigten. 

Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Poſen. — 


Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine — Sr r 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Dezember. 


Datum Barometer auf 0 = 


Gr. reduz. in mm.] Wind. Wetter. 


Stunde ez m Seehöhe Grad. 

7. Nachm. 2 759,2 SD ſchwach bewölkt + 2,7 

7. Abnds. 10 756.4 Sd ſchwach wolkenlos — 0,1 

8. Morgs. 6 753,5 Sd ſchwach bewölkt — 1.3 
Am 7. Wärme⸗Maximum — „ Celſ. 


= Wärme⸗Minimum — 003 = 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 7. Dezember Morgens 1,26 Meter. 
= = 4 = Mittags 1,26 5 


Morgens 1,22 = 
Telegraphiſche Nörſenberichte. 
Fonds⸗Courſe. 


= 2 


Orientanl. 59. 
\ II. Orientanl. 60. 

ungariſche Papierrente —. Buſchtiehrader — 
Junge Dresdner —. 


Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 314, Franzoſen 285, Ga⸗ 
lizier 2673, Lombarden 1344, II. Orientanl. —, III. Orientanl. —, 
öſterr. Goldrente —. . 

Frankfurt a. M., 7. Dezember Effekten⸗Sozetät. Kreditaktien 
3158, Franzoſen 2864, Lombarden 1328, Galizier 2683, 1860er Looſe 
—, öſterreichiſche Goldrente —, ungar. Goldrente —, II. Orientan⸗ 
leihe 593, öſterr. Silberrente — Papierrente —. III. Orientanl. —, 
ungar. Papierrente —, 1880er Ruſſen —. Darmſtädter Bank 1708, 
4 pCt. Ungar. Goldrente 778. Wiener Bankverein — Diskonto⸗Kom⸗ 
mandit —. Feſt. RR 

Wien, 7. Dezember. (Schluß⸗Courſe.) Ziemlich feſt. Banken 
und Renten ſtill, Nebenwerthe und Bahnen mehr begehrt, Nordbahn 


ſteigend. 

 Rapierrente 77,40 Silberrente 78 20. Oeſterr. Goldrente 94.00. 
Ungariſche Goldrente 11935 1854er Looſe 123,70. 1860er Looſe 
133,50. 1864er Looſe 173 50). Kreditlooſe 183,00. Ungar. Prämienl. 
12600 Kreditaftien 367,90. Franzoſen 334.50. Lombarden 156,00. 
Galizier 313.25 Kaſch.⸗Oderb. 148 70. Pardubitzer 166,50. Nordweſt⸗ 
babn 234,50. Eliſabethbahn 218,20. Nordbahn 2480,00. Oeſterreich⸗ 
ungar. Ban! ——. Türk, Looſe —.—. Unionbank 143.90 Anglo⸗ 
Auſtr. 154.50 Wiener; Bankverein 141.30 Ungar. Kredit 364 25, 
Deutſche Plätze 58.05. Londoner Wechſel 11875 Pariſer do. 47,05, 


Amſterdamer do. 97,75. Napoleons 9,40%. Dukaten 5.56 Silber 
100.00. Marknoten 58.05. Ruſſiſche Banknoten 1,244. Lemberg⸗ 
Czernowitz —.— Kronpr.⸗Rudolf 172,70. Franz⸗Joſef ——. Dux⸗ 
Bodenbach —. Böhm. Weſtbahn ——. 


4$projent. ungar. Bodenkredit⸗ Pfandbriefe —, Elbthal 256,00, 
ungariſche Papierrente 90,50, ungar. Goldrente 90,624, Buſchtierader 3. 
—.—. Ung. Prämt. —. Eskompte —.—. 

Nachbörſe: Kreditaktien 366,40. 


Wochenausweis der . Süd om 25. 1 
Deen ber el 388 öl. ee og denne ib 2. 
Wi . Rrebitaftien 36925, 
G 


2 ber. (Abendbörſe). Ungar ; 
8 855 anzoſen 520 50 Lombard 154,00 
iertente 77,40 old⸗ 


arknoten 58,10, Napoleons 9,414, Bankverein 141,25, 


81, Eprozent. ungar. Goldrente 104, Aproz. ungar. Goldrente 79. 
7 93, Franzosen 719,50. e Eiſen⸗ 
en 286,00, Türken de 1865 14,024, 


— 00: exter. 
1877 ungar. Goldrente —, Egypter 369,00 Zproc. Rente —,—, 
er 


Wechſe auf London 4,80, Wechſel auf Paris 5,244, 3kpros fundicke 
877 115. Erte- Bahn 
Chicago⸗ 


Produkten⸗Conrſe. 


Köln, 7. Dezember. (Getreidemarkt.) Weizen hieſiger loco 24, 
fremder loco 24.00, pr. Mies 22,90, per Mai 22,90, = Juni — — 


Roggen loco 21,50, pr. März 17,40, Mai 17,20, 
17.00 Rüböl loco 30,69, pr. Mai 20.8 e 
Bremen, 7. Dezember. Petroleum. (Schlußbericht.) Ruhig. 


Standard white loko 7,20 Br., per Januar 7,35 Br., 
7,45 Br., per März 7,50 Br., ver Auguſt⸗ Dezember 8,20 
Hamburg, 7. Dezember. Getreidemarkt. Weizen loco unveränd., 
auf Termuie ſtill. Roagen loco unverändert und auf Termine ftil. 
Weizen per . 230,00 Br., 229,00 Gd., per April⸗Mai 231,00 Br., 
229,00 Gd. Roggen per Dezember 180,00 Br., 179,00 Gd., 
per April⸗Mai 164,00 Br., 163,00 Gd. — Hafer, Gerſte unveränd. 
— Rüböl ruhig, loko 58,00, per Mai 58,50, — Spiritus matt, per 
Dezember 425 Br, per Januar⸗Jebruar 42} Br., per Februar⸗März 
424 Br., April⸗Mai 42 Br. — Kaffee matt, Umſaß 2000 Sack. 
— Petroleum ſtill. Standard white loco 730 Br., 7.20 Gd. per 
Dezember 7,20 Gd., per Januar⸗März 7,70 Gd. — Wetter: Trübe. 
arise, 7. Dezemb. Produktenmarkt. (Schlußbericht.) Weizen behpt. 
ver Degember 31,25, per Januar 31,30, per Januar⸗April 31,30, 
per März Juni 31,40. — Roggen weich., per Dezember 22,00, per 
März⸗Juni 22,00. — Mehl 9 Marques feſt, per Dezember 65 60, per 
eg 65,80, per Januar⸗April 66,25, per März⸗Juni 66,50, — 
üböl weichend, ver Dezember 84,00, per Januar 81,50, per Januar⸗ 
April 80,50, per Mai⸗Auguſt 76,50. — Spiritus feſt, per Dezember 
61,75, ver Januar 62,00, per Januar⸗April 62,75, per Mai⸗Auguſt 
63,50. — Wetter: Regneriſch. 
0 111 30 7. 3 n 5 loco un a 57,25. 
eißer Zucker weich., Nr. 3 per Kilogr. per ember 64,50, 
per Ga UT een 7 — A 3 u 
avre, 6. Dezember ollauktion. Belebt, zu vollen Preiſen 
bezahlt. 1769 Ballen angeboten, 1077 Ballen verkauft e 
London, 7. Dezember. Havannazucker Nr. 12 254. Träge. 
London, 7. Dezember. An der Küſte angeboten 7 Weizenladungen. 
ya ee 5 3 
ondon, . Dezember. Getreidemarkt. (Anfangsbericht. emde 
u 5 letztem Montag: Weizen 49,100, Gerſte 1600 7 


Weiten und Mehl unverändert, Gerſte träge, Hafer und Mais 4 


ver Februar 
Br. 


ſh. höher. 

London, 7. Dezember. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) 
Fremde Zufubren ſeit letztem Montag: Weizen 49,090, Gerſte 1280, 
Vaſes, an 1 Ä Sin 

temder Weizen gefragt, ſtetig, angekommene Ladungen ig, 
feft, Mais und neuer Haſer + ſh. theurer. gen ruhig 

London, 7. Dezbr. In der geſtrigen Wollauktion waren Preiſe 
8 E Get 

Liverpool, 7. Dezember. etreidemarkt. und 
Weizen feſt, Mais ſtetig. — Wetter: Regenſchauer. Be 

Bradford, 6. Deiember. Wolle ruhiger, Preiſe ſchwächer; 
wollene Garne und Stoffe ruhiger, 2fädige Mohair ausgenommen, 
welche feſter waren. 5 

Leith, 7. Dezember. (Getreidemarkt.) Weizen feſt, Gerſte 1 
ſh. niedriger, andere Artikel unverändert. 5 

Hull, 6. Dezember. Getreidemarkt. Weizen ruhig, Preiſe 

unverändert. — Wetter: Schön. 


Amſterdam, 7. Dezember. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) 
Weizen auf Termine unverändert, per März 209, per Mai 309 — 
Roggen loco niedriger, auf Termine ſtill, per März 203, pr. 
Mai 196. Raps pr. Frühjahr 376, Herbſt 1882 —. Rüböl loco 34, 
pr. Mai 348, pr. Frühjahr —. 

Amſterdam, 6 Dezember. Baneazinn 644. x 

Antwerpen, 7. Dezember. Getreidemarkt (Schlußbericht.) 
Weizen feſt. Roggen flau. Haſer behauptet. Gerſte unverändert. 

Antwerpen, 7. Dezbr. Petroleummarkt. (Schlußbericht.) 
Raffimrtes, Type weiß, loko 184 bez. 184 Br., pr. Januar 188 Br., 
per Januar⸗März 188 Br., ner September⸗Dezember 203 Brief. Ruhig. 

Peteraburg, 7. Dezember, Produktenmarkt. Talg loco 58,00, per 
Auguſt 58,00. Weizen loko 15,75. Roggen loko 11.00. Hafer loko 5,25, 
er Hanf loko 31,00. Leinſaat (9 Pub) loko 13.75. — Wetter: 

zeränderlich. e 

Newyork, 6. Dezbr. Waarenbericht. Baumwolle in 
1270, do. in New⸗Orleans 113. Petroleum in Newyork 75Gd., A nt 
delphia 7 Gd., rohes „Petroleum 63, do. Pipe line Certiftcales 
— D. 830. Mehl 5 D. 25 C. Rother Winterweizen loko 1 5. 42 0 
Weizen ver laufenden Monat 1 P. 42} C., do pr. Januar 1 P. 
44} C., do. per Februar 1 D. 47 C. Mais (old mixed) 71 C. Zucker 
1 9147.2 n Bank (Rio) 104 Schmalz (Marke 

OR) 112. . Fair 16, do. R Ay S 
e Getreidefrach 1 45 ohe u. Brothers 114. Spech 

Newyork, 5. Dezember. Weizen⸗Verſchiffungen der letzten Woche 
000, do. nuch der in, 8 5 Staaten na England 

000, do. em Kontinent 40,000, do. von ifornien 
Oregon nach England 175,000 Orts. = 


* 


Bromberg, 7. Dezember. [Bericht der Hanbelöfammer.] 
Weizen unveränd. hochbunt und un , e Mk., h 
202318 Mark. — Roggen ſcher 1 
175 Mark, gere Qualität b . — Gerſte matt, feine Bram 
waaxe 151—160 Mark, große unb Feine Müllergerfte 1 145—150 9 1 
M. — Erbſen flau, Kochw. 175—190 . 
ark. — 1 1 1 übſen, Raps o 
ban geben pro 100 Liter à 100 Prozent 45,75 4% 
ee 


ark — Rubel 
Breslau, 4. Been Amtlicher See ge 
Kkeefaat rothe N; alt ordinär 20—25, mittel 26 
fein 3 bochſein 37—40 at neu u 35—38, aa 397 


ember 
7. Dezem Wind: S. etter: Schön. per Mai⸗ . 138158} Wert 88 
. f s . = 28 N 
der, Ton el — * A Er 1,00 Matt, *0: J bf mn: 30.00-28.00 War 
oe Rant beabit, der Januar» Nbruar ., Dart beiabit, 
Jannar 
e e e e e e wer 
ö 90 Str. 95 Krüger j 


1000 ilo lolo na Qua⸗ 
1 Eee e e, 183 — 186 ab Bahn bezahlt, hochfeiner 
5 u 


— Nor gran I MS Sad 
Ei 15 
25 2370 d Mark bezahlt, Apel Mar 23 


Mark 2 55 n ker. Gain — Ztr. Re 
e —.— elſaat 1000 Kilo W. 
ſen art. — Rüb ö l per 100 Kilo 1 ohne Rab 56,2 
mit Faß 57, 0 Mark, per Dezember 57,0 M. bezahlt, ver 
r 56,7 Mark bezahlt, ver Januar = Februar 56,8 


klammer — M., ab K. bez., 15 do. 
Bart A age per Februar ⸗ 1 — 5 bezahlt, März⸗ 


bezahlt, ruſſiſcher — Dart, a. K. ablt, 
— Zu, es e ahlt, defekter Mark ab Lahn b. bezahlt 
Dezember 1 188165 bezahlt, per Se anuar 
178-1783 1704 171 5 Nennen . Mia — —,— Mart 551 ehe de en 


dig . 1 85 — e e — Mark. — Gere 
000 Kilo loko 147—200 M. nach Qualität gefordert. — Hafer 
5 1000 Kilo loko 140—173 M. nach Qualität Aer ert, ruſſiſcher 142 
is en bezahlt, oft: und weſtpreußiſcher 145—157 bezahlt, pom⸗ 
er und Ückermärker 148 — 155 bezahlt, ſcgenſcher 150—157 
0 K 150—157 Mark 5 a a Be A ddt er 


ark ab B. Feb 
Dez.⸗Januar —— Br., per April Na 149 149 M., per e 1955 
7515 2 Gang Koch Benin, en e 114 bc 
er 1 io Kochwaare rwaare i 
3 30 hn Mais ver 1000 Lilo loko 148,154 nach Qualität 


pril — bezahlt, per April⸗Mai 57,6 M. „ per Mai⸗Juni 57,8 
M. Gekündigt 1700 Ztnr. Fee 570 M. — Leinöl 
100 Kilo loo — M. — Petroleum per 100 Kilo loko 24,5 M., 
ver Dezember 24,1 Mark bezahlt, per Dezember Januar Al | —.— Gd. — Wire n per 100 Kilogr. loko u. eme, 
1 24 0 n per Aunl. Ma 1 24,5 = ai Wo Zen 5 0 a 5 er Sn — 1 Bert 1 ler 

3 Aue per April⸗Mai — bez., per Mai⸗Juni — beza r., per em anuar — Br, ril⸗Mai Er 
Gekündigt 600 Bentnt. Re rg N 242 M Spiritus —R = nn nr ML 
per 100 Liter loko uk aß 48,3 Mark bezahlt, per Dezember 
497. 49.8.—49,5—496 bez., 5 Dezemb er = Januar 49,6 — 49,5 
bezahlt, per Ferna, Februar 49,6 — 49.5 bezahlt, per wer 
März — Mark bez., per März⸗April — bezahlt, 5 April⸗Mai 50,6 
bis 50,8— 50,0 bez., zer Mai⸗Juni 50,8—51,0—50,9 bez., ver Juni⸗Juli 
51, 0 8-51, 7 bez. Gekündigt 80,000. Liter. N e 
1 


5 


zember 56,00 Ur, ver e 56.50 Br., per Aprile 
57,00 Br., — Gd, — Spiritus niedriger. Getündigt, 1008 
Abgelaufene $ Kündigungs⸗Scheine —.—, per Dezember 47,30-%0 ba, 
al — 47,30 Gd., per u Sanuar Februar 4 50 1 
ebruar⸗März —, per März Avril —, per Avril⸗Mai 49, 30 Br. u. a 
ver Mai⸗Juni 49,6) Br., per Juni⸗Fuli 50 Gd. — Zink ohne Um / 


„ 


Berlin, 7. Dezember. Die Börſe eröffnete in recht feſter Haltung 
und gab auf die matteren Notirungen, die von den geſtrigen Abend⸗ 
börſen vorlagen; um ſo weniger als Wien heute früh mieber feſtere 
Tendenz und ſteigende Kursbewegung meldete. Es fehlte dem Geſchäft 
aber durchaus an lebhafterer Entwickelung, und wenn ſich auch anfangs 
= Notirungen gut behaupten konnten, ſo ſtellte ſich doch bald auf 

anzen Linie Realiſationsluſt ein, in deren Folge denn auch bald 
die ursbewegung weichende Richtung einſchlug. Die hieſige Speku⸗ 
lation iſt ängſtlich 1 ſie ſteuerte mit großen Hauſſegedanken 
in den neuen Monat hinein und ſcheint nun überraſcht, da ſie ſieht, 
daß die Hauſſe von Tage zu Tage Fortſetzung gewinnt. Man ſucht 
daher vielfach die Hauſſe⸗Engagements zu löſen, zumal dieſelben ſchon 
meiſt einen ganz hübſchen Nutzen gewähren. Im Vordergrunde der Bewe⸗ 


gung ſtanden von den internationalen Spekulationspapieren die öſter⸗ 
reichiſchen Kreditaktien, die mit höherem Kurſe einſetzten und in Folge 
von Käufen, die erſt hieſige und Frankfurter Häuſer ausführen ließen, 
auch im weiteren Verlaufe noch anzogen. In der zweiten Börſenſtunde 
griff indeß eine matte Haltung Plag und die Haupt⸗Spekulations⸗ 
werthe erfuhren mehr oder weniger belangreiche Rückgänge. Für öſterr. bis 573, Lombarden 269,560--270—2%64,50, Kreditaktien 637— 10 
Eiſenbahnaktien herrſchte ebenfalls eine etwas gedrückte Tendenz und | 632, 50—633, Wiener Bank⸗Verein 245—243, Darmſtädter Ban 1 17 0 b 

waren die betreffenden Effekten in der letzten Hälfte der offiziellen Ge⸗ bis 171 75171, Diskonto Kommandit Antheile 227.7522810 
ſchäftszeit billiger erhältlich. . Eiſenbahnaktien 1 225,60, Deutiche Bank 166.75—164.60, Dortmunder Union 107,75 font | 


außerordentlich günſtige Meinung. Induſtrievapiere blieben v 
läſſigt und Bergwerksaktien kamen vielfach niedriger zur Notiz, o 2 
die Stimmung für dieſe Werthe feſt bleibt. Auf dem Markte für 905 
ländiſche Renten, ſowie für Anlageeffekten blieb der Verkehr 57870 
engſte begrenzt. — Per Ultimo notiren: Franzoſen 577.50 —5 " 


ſich von vornherein ruhiger. Auch für Bankaktien batte ſich die Stim- | 106,25, Laurahütte 130,30—129. Der Schluß war matt. Die 
mung weſentlich abgeſchwächt. Die ſpekulativen Deviſen dieſer Gattung | 35 Prozent. 

konnten ſich auf ihren höchſten Notirungen nicht behaupten, dagegen 
herrſchte für die per Kaſſa gehandelten Werthe im allgemeinen eme 


Produſtten-Nörſe. | gefordert, der Dez 


= Pom. H. B. I. 120% 108,50 s „ K. it Aktten. Eiſenb N Ne „Hamm e 
Jonds- U. Aktien⸗ Börſt. do. II. IV. 1105 0 10480 8 role Ban 2 115 550 © en 4 47,25 bz cheese Net 4 18925 8 Pe 8 16780 Fu 
Berlin, den 7. Dezember 1881. Renee III. np. 00,50 G IR u. Weſff 4 39,00 B Altona⸗Krel 4 186 96,90 bz bein. St. A, abg. 64162 50 658 do v. 1874 4 104,00 © 
Vreußiſche 3 and Geld⸗ Be 80 A 11 5 110.50 5 f.. S * 385 7 = 2 86 Barat Wet 4 1123,50 bz 27 125 ee : 15500 50 
27 ‚ Bee 5 bi o. Zät. B. gar. 
, 0 [ie Sufenkeni 7) [Brimdnten | 1aze 5 
© 1, Pr. C.⸗B. - k. 5 1 ; N 
Staot 3 lei 100,60 G bo. bo, ch, 100 4110280 b5 r 1 4 e h 910 90 10 Eiſenbahm - Prioritäts- S 33 91. 
Ste de 4 8 1572 b 4 | 90.60 b Bresl.⸗Schw. 50 Obligationen. do. 
Bal. Stbtßl. | 8 9800. 0 eur Posener 18 h N , eg @ 9 
Fade d. B. Ken m Nad dane de. de 1 10000 8 
10 


do. do. Li eng. Mürkiſche 1.4 
d II. 


Nordhauſen⸗Erfurt 


fandbriefe: 
5 


00G 
„00 G 
33 
liner B 6. do. 97,50 G Oberſchl. IAt. Au. C. 8 x | 
5 W 8 Stettiner Nat, Hup. 5 15 ang = 211982 2 — F . Mi 93.40 15 
Landſch. ral, 3 . „ de, 143110 03,25 906 28 J 56,10 bz | do. do. Tätt. 0.34] 93,20 558 
Kur⸗ u. Neumärk. b 95 Arnppſche Obligat. 5 109,75 B 2⁵ Rechte beratend, 16940 bz do 17 44102.50 510 
do neue 8 50 . RoeinsRabebabn |: | 15,10 b do. 0 
do. nas | Binsländtfhie Funds. 10 8 Ace * bed d de yı 
„ % e | 
Ip N f do. Lit. C. v. 411075 0% N = SIE 2 
0 11 100,10 b5 2 Bds. 1 5 0 S fLadwigsb. Beybarı 4 1206.75 G A. — III 144 G6 
8 > Norweger Anleihe 4 Nainz⸗Ludwigsb. 490,30 ba do. Düſſ. 2 ar ; 
Weſtpr. ritterſch. 31 90,75 bz [Newyork. Std.⸗Anl. G Weimar⸗Geraer 4, 5050 bz 
1 4 101.70 0 POeſterr. Goldrente 4 | 80,90 bz 25 G Re 8 
— See 410590 c über Nen A 66,80 56 3 * 2 jr 5 
1103. n 3 25 30 Aopen ge 36,90 bz ko. Nord 
9 TI rg 10390 6 1 100 f aa b. Irwalb ‚00 G Amſterd.⸗Rotterd. 40435 50 15 50 e | EP 1 7 
1 o. 5 > do. Er. 100 fl. 1858.— 1349,00 B ge 00 B 5904 5 4 1249,00 bzB — f 5 
Poſenſche, neue 20 B do. Lott.⸗A. v. 18605 125,00 bz 5595 0 G [Böbm. Weſtbahn 5 138.75 bz Auslandi ritten · 
ſiſche 75 G do. do. v. 1864.— 331.25 bz Meimind. edi 10 bz Br e 5 Mr Lee Da u 
ommerſche 40 5 jüngat. Golbrente 6 102.80 b | do. Orpotbelenbt. 2 Je (Dup-obenbah 0 go ba i 90% 
be 96 de. Se b Biebenlaufiger an | 6725 ga e de 5 ne, ; 947% 
Saleiide altl. Balten Rente 6 8060 ö 50 8 al and ber geg, „403 25 80 % 
15 alte 4 do. Tab Able 9 „ do. do. Tatt. B. Fi m > 16 910 9 $ 
umänier G 81, * 
eee; niſche Looſe 5 5 2⁵ 5 G | 12,30 G H f 10000 25 85.80 „0 | 
„KNur⸗ u. Neumürk. Centr.⸗Bod. 5 G Dein sitz. Staatsb. 4 : 81,90 
Pommerſche , o. Bodens Credit ö 81 0 bz bz Nordw B A 401,00 bz 81,50 50 
ebe . bo 8 1 5 . Litt. B. Elb. 4 67800 5 
Preu 5 Reichenb⸗Pardabuz 4 71.00 bz 0 
eu. Weſtfäl. fl. x a ses „Bahn 5 73,75 bz 10400 8 
N „ . „A. R b 5 su) 5 
Schleſiſche . 1872 Pe j a 76,40 b Rümünter 34 62,00 bz 1990 
— de. 186 Sächſiſche Bank f do. Gertififate |4 8.50 5 
do. 1877 | 92,10 b. Banto. 1 | 94,10 b Muff. Staatsbahn 7 
do. do. 1880.4 73.70 bz leſ. 7 do. Südweftbahn 15 0 
do. Pr.⸗A. v. 1804 5 147.30 bz [Sudd Bodenkredit 4 142.75 G Schweizer Unionb. |# 91.20 N 
do. 5. N. 8 „1866 16 5 144.80 bz Schwede Weitbel alt 8570 %% 
egl 63,30 bz Induſtrie Aktien. Südöſterr. (Womb. 84,75 050 
do. 8. do, do 86,5 B Brauerei Patzenhof. 4 195,00 B Turnau⸗Vrag 4 133 00 bz 540 1 
80,90 b5 do. kleine N Se e dee 810 
17225 65 olg. Wand. | 64,80 5 cb. Eitend.-Ba “ | 0,20 85 90 6 
bo; Eiſenbahn⸗ D 15 


214,75 bf 57,00 bz 
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Ronde. 14.20 8 Dortnumber Union 16, Berlin⸗DODresden 6 46,50 bz 
de. do. ile Faelle Mac . 2400 0 18 3 5 20 80 | 
oſe vo gez. 1 ot 72 ärkiſch⸗Poſen 5 11 4.60 G 00. 50 95 
Narienb.⸗Nlewta 5 103.00 8 91.50 
Weg fel Gourſe. ene b Hünfter⸗Enſchede 5 20 50 5; 9000 0 
mfterb. 100 5.88.) | i Nordhauſen⸗Erfurt 5 | 96.50 056 92.40 b 
100 fl.2 M. N Ober! 5 | 50,75 b 92.20 5% 
egen 9 5 552 —.— 42 6 7030 0 
988 100 588 7 drama Feinen⸗. id Poſe 70,40 600 90.50 s 
rahüt Fee Bahn 5 166,70 bzG 90,0 5 
Safe Tief. »Bergm.|d ae 5 69.00 bz 5060 35 F 
Magdeburg Bergw. B Sgal⸗Unſtrutbahn 3 00 bz 1090 1 
Marienbüt:Bergm. |1 154,5 Tilſtt⸗ Insterburg 5 | 76,50 8 0 6 
Menden u. Schw. B. 4 72 9 r 10330 
Dberfl, Ei- Bed. 44 Wemar- Geraer 16 | 33,50 658 9970 6 
4 nn „ 
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waer een f Pee Rhein. 4 a sie 
to in erdam ( 2 3 1 
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Pomm Hyp.⸗ 


